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Bremen. Boubacar Diallo durchlebt unge-
wisse Monate. Seit Ende April muss er sich
Sorgen über seine Zukunft machen: Kann er
seine Ausbildung zum Tischler anfangen?
Was wird aus seinem B1-Deutschkurs? Kann
er überhaupt in Deutschland bleiben? „Ich
gehe jeden Abend mit den Gedanken schla-
fen und wache jeden Morgen damit auf“, sagt
er am Telefon auf Französisch.

Der junge Mann kommt aus Guinea und
ist im März 2020 nach Bremen gekommen.
Geflüchtet vor der Armut in seinem Land,
hofft er, irgendwann in Deutschland studie-
ren zu können. Das Jugendamt hier schätzt
sein Alter auf 23 Jahre. In Guinea sei er offi-

ziell 2004 geboren, sagt Diallo selbst. Diallo
gehört zu den jugendlichen Geflüchteten, die
einen sogenannten Verteilungsbescheid be-
kommen haben. Das bedeutet, dass Bremen
sich nicht mehr für sie zuständig sieht und
sie zunächst an andere Städte verteilt, die
die Betroffenen wiederum an sogenannte
Ankerzentren schicken könnten – in Spanien
oder Italien beispielweise. Der Verein Flucht-
raum aus Bremen, der junge Geflüchtete be-
gleitet und betreut, stellt fest, dass solche
Umverteilungen aktuell geballt vorgenom-
men werden. 40 Klienten, die der Verein be-
treut, seien davon betroffen, ein Großteil von
ihnen ist in psychologischer Behandlung.

Mit einem „Hilferuf“ wandte er sich des-
halb an die Behörden und an die Presse. „Die

Situation ist wahnsinnig angespannt. Wir
können sie nicht mehr händeln“, sagt Sabine
Zetsche, Mitarbeiterin bei Fluchtraum. Fast
täglich riefen Trainer, Lehrerinnen, Psycho-
loginnen oder Mentoren an und fragten nach
Hilfe. Der Verein sei bloß Überbringer der
schlechten Nachrichten und könne wenig
tun, sagt Zetsche. Einen genauen Grund für
die plötzliche Zunahme der Bescheide kennt
sie nicht, der Verein spricht von einer strik-
teren Durchsetzung von Umverteilungen
durch die Behörden und Gerichte.

Verschiedene Szenarien
Bis April war Diallo in einer Erstaufnahme-
einrichtung in Kattenturm untergebracht.
Jetzt schläft er abwechselnd bei unterschied-
lichen Freunden, oft auf dem Sofa. Er soll zu-
nächst nach Bramsche umverteilt werden,
wo die Behörden über das weitere Vorgehen
entscheiden. Dort wäre ein Asylverfahren
möglich – aber auch, dass er in ein anderes
europäisches Land umverteilt wird, von wo
aus ihm womöglich die Abschiebung zurück
nach Guinea droht.

„Dass das Thema der Umverteilung eines
Tages aufkommen wird, ist klar, sobald
unsere Klienten zu uns kommen“, sagt Zet-
sche. „Wir versuchen, ihnen das immer wie-
der zu sagen. Aber im Alltag gerät das schnell
in Vergessenheit.“ Die jungen Migranten le-
ben sich in Bremen ein, gehen zur Schule,
bauen sich ein Umfeld auf. „Von jetzt auf
gleich werden sie da herausgerissen.“

Boubacar Diallo möchte nicht über seine
Flucht sprechen, er will sie vergessen. Er
nehme Medikamente, um die schrecklichen
Bilder zu verdrängen. „Ich habe viele Men-
schen sterben sehen“, sagt er. Viele Geflüch-
tete leiden unter psychischen Störungen,
werden auch therapeutisch behandelt. Wi-
dersprechen sie ihrer Umverteilung, ist es am

Ende Ermessenssache der Gerichte, ob die
Anordnung umgesetzt wird.

„Umverteilungen sind Alltag im Zusam-
menhang mit jungen Flüchtlingen. Ansons-
ten würde diese Gruppe verstärkt bestimmte
Großstädte als Zielort ansteuern mit all den
Folgen, die solch eine Entwicklung in diesen
Städten mit sich bringen würde, obwohl in
anderen Städten und Gemeinden deutsch-
landweit Aufnahmemöglichkeiten und An-
gebote bestehen“, heißt es dazu von der In-
nenbehörde. Die Sozialbehörde entscheidet
über die Umverteilung, mit ihr werde man
sich „selbstverständlich austauschen.“ Bevor
dies geschehen ist, könne sich das Ressort
von Innensenator Ulrich Mäurer (SPD) nicht
inhaltlich zu den Forderungen des Vereins
Fluchtraum äußern.

Ungewisse Zukunft
Etwa 40 junge Geflüchtete sollen aus Bremen umverteilt werden – Verein Fluchtraum weist auf Situation hin
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Anonymes Bekennerschreiben

Bremen. Auf den Sitz der ImmobilienBfirma
Müller & Bremermann in Oberneuland ha-
ben bislang unbekannte Personen einen An-
schlag verübt. Laut Polizei wurde die Schau-
fensterfront des Unternehmens an der
Franz-Schütte-Allee durch Wurfgeschosse
beschädigt. Im Internet ist ein anonymes Be-
kennerschreiben aufgetaucht, dessen Echt-
heit von der Polizei überprüft wird. Unter-
dessen erhebt die Immobilienfirma schwere
Vorwürfe gegen die Landesregierung.

Die Immobilienfirma verortet die Täter im
linksradikalen Spektrum und spricht von
einer neuen Eskalationsstufe. Die Täter
schreckten nicht davor zurück, Menschenle-
ben zu gefährden. Die Landesregierung so-
lidarisiere sich mit linksextremistischen Ak-
teuren und unterstütze sie mit Steuergel-
dern. „So wird eine vermeintliche Legitima-
tion für rechtswidrige Handlungen geschaf-
fen“, sagt Firmensprecher Daniel Günther.

Wann genau sich die Tat ereignet hat, ist
nicht ganz klar. Die Polizei datiert den An-
griff auf einen Zeitpunkt „in den zurücklie-
genden Tagen“. Im Bekennerschreiben vom
Montag heißt es, man habe in der vorherigen
Nacht etliche Scheiben des Firmengebäudes
eingeschlagen. Der Schaden wird nach Poli-
zeiangabe auf mehrere Tausend Euro ge-
schätzt.

Weiterer Anschlag auf Hotel
Die Immobilienfirma verweist auf einen wei-
teren Anschlag in der vergangenen Woche.
Vor einem Hotel in Unternehmensbesitz sei
ein Container in Brand gesteckt worden und
habe kurz vor der Wiedereröffnung das ge-
samte Haus in Mitleidenschaft gezogen. Fir-
mensprecher Günther macht ein „Klima des
Hasses“ aus. Durch eine wachsende Gewalt-
bereitschaft entstünden wirtschaftliche
Schäden, die letztlich auch Arbeitsplätze ge-
fährdeten. „Umso fragwürdiger ist die Rolle
staatlicher Einrichtungen beim Umgang mit
Linksextremismus.“

In linksradikalen Kreisen gilt die Immobi-
lienfirma als rotes Tuch. Wie berichtet, hatte
Müller & Bremermann Mitte Juli eine
Zwangsräumung im Viertel veranlasst. Da-
bei war es zu einer Konfrontation zwischen
Polizei und Demonstranten gekommen.
Auch als Eigentümerin des lange Zeit leer
stehenden und zwischenzeitlich besetzten
Dete-Kaufhauses in der Neustadt geriet die
Firma ins Visier radikaler Kritiker. Zur Moti-
vation steht im Bekennerschreiben, man
wolle konkrete Akteure treffen, die im Kapi-
talismus ihre Position auf der Seite der Aus-
beutenden gefunden hätten.

Der Staatsschutz hat Ermittlungen aufge-
nommen. Die Polizei sucht nach Zeugen,
Hinweise nimmt der Kriminaldauerdienst
unter der Telefonnummer 0421/3623888
entgegen.

Anschlag auf
Immobilienfirma

von Frank HetHey

Der aus Guinea stammende Boubacar Diallo plagt sich fast täglich mit Sorgen um seine Zukunft in Deutschland. FOTO: FRANK THOMAS KOCH

Bremen. Die Umverteilung minderjähriger
unbegleiteter Flüchtlinge in andere Kommu-
nen bleibt ein potenzielles Konfliktthema für
das rot-grün-rote Regierungsbündnis. Der
Koalitionsausschuss – ein in unregelmäßi-
gen Abständen tagendes Gremium aus Spit-
zenvertretern der drei Parteien – hat sich am
Montagabend mit dem Problem beschäftigt.

Bremen nimmt seit Jahren mehr junge
Flüchtlinge auf, als es nach dem bundeswei-
ten Verteilungsschlüssel unterbringen
müsste. Im Jahr 2019 etwa wären knapp 90
Personen von der Jugendhilfe der Hansestadt
aufzunehmen gewesen, tatsächlich blieben
rund 180 hier. 2020 kamen coronabedingt
deutlich weniger Kinder und Jugendliche an,
es wurden wegen der Pandemie aber auch
keine weiteren Umverteilungen in andere
Städte und Gemeinden vorgenommen.

2021 zogen die Aufnahmezahlen wieder
an. Da auch die Pandemie-Sonderlage ir-

gendwann vorbei sein wird, ist den politi-
schen Akteuren klar: Es muss eine Lösung
für die Verteilungsfrage gefunden werden,
wenn das Bremer Jugendhilfesystem nicht
übermäßig belastet werden soll. In der Ver-
gangenheit gab es mehrfach Ärger, weil sich
jugendliche Flüchtlinge weigerten, Bremen
zu verlassen und es deshalb auch zu Polizei-
einsätzen kam. Während die SPD den Ein-
satz von physischem Zwang bei verweiger-
ter Kooperation nicht ausschließen möchte,
sind insbesondere die Linken, aber auch
Teile der Grünen, gegen Gewaltanwendung
bei der Durchsetzung der Umverteilung.

Eine Arbeitsgruppe hat sich zwischenzeit-
lich mit der Frage beschäftigt, wie auf man-
gelnde Kooperation reagiert werden soll. Er-
gebnis: Die Sozialbehörde soll gebeten wer-
den, ein intensivpädagogisches Konzept zu
erarbeiten und die Beratung der Jugendli-
chen zu verbessern.

Debatte über Umverteilung
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Bremen. Der Freimarkt muss in diesem Jahr
- wie bereits berichtet - ohne die großen Fest-
zelte auskommen. Aber deren Betreiber wer-
den trotzdem prominent vertreten sein. Den
Zuschlag für die geplanten drei großen Bier-
gärten haben die Inhaber der Bayernfest-
halle, des Hansezelts und der Königsalm er-
halten. Das teilte das Wirtschaftsressort von
Kristina Vogt (Linke) am Dienstag mit. Die
Verantwortlichen hätten jeweils ein über-
zeugendes Konzept vorgelegt, so ein Spre-
cher. Vergangene Woche war es zu einer Aus-
schreibung für die Biergarten-Lösung ge-
kommen, nachdem die Inhaber erklärt hat-
ten, ihre Großzelte in diesem Jahr nicht auf-
bauen zu wollen. Hintergrund des Verzichts
sind coronabedingte Auflagen, die den Ver-
antwortlichen zufolge einen wirtschaftli-
chen Betrieb der Zelte kaum möglich ge-
macht hätten.

Zeltbetreiber erhalten
Zuschlag für Biergärten

FREIMARKT

FEW

Mehr Praktiker in der Lehre
Uni Bremen schließt Vertrag mit Weltwirtschaftsinstitut – zum Wintersemester soll Institutspersonal vor Studierenden treten

Bremen. Die Universität Bremen will die Zu-
sammenarbeit mit dem Hamburgischen
Weltwirtschaftsinstitut (HWWI) jetzt auch
vertraglich regeln. Das hat der Bremer Wirt-
schaftswissenschaftler Jochen Zimmermann
gegenüber dem WESER-KURIER verlauten
lassen. Danach liegt bereits ein Vertragsent-
wurf vor. Zum kommenden Wintersemester
2021/22 soll der Kontrakt in Kraft treten. Zu-
gleich schließt Zimmermann nicht aus, dass
Bremer Köpfe in Zukunft eine größere Rolle
im HWWI spielen werden.

Seit zehn Jahren unterhält das HWWI eine
Außenstelle in Bremen mit aktuell vier Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern. Gemein-
same Projekte hat es laut Zimmermann
schon häufiger gegeben, nun wolle sich das
HWWI noch stärker in die Lehre einbringen.

„Diese Idee finden wir alle toll.“ Der Vertrag
lenke die bisherige Zusammenarbeit in ge-
ordnete Bahnen. Damit werde die anwen-
dungsorientierte Seite des relativ kleinen

Fachbereichs aufgewertet. „Für uns ist das
eine gute Mischung.“

Das HWWI bestätigte die Pläne. „Mehrere
Kollegen werden kleinere Lehraufträge über-
nehmen“, sagte Geschäftsführer Dirck Süß.
Das HWWI werde aber in Hamburg bleiben,
der Standort sei ohnehin nicht „so entschei-
dend“. Süß: „Die Uni Bremen ist nur ein Ko-
operationspartner von vielen.“ Die schon län-
ger andauernde gute Zusammenarbeit
werde weiter fortgesetzt. Ähnlich äußerte
sich Zimmermann: „Es ist überhaupt nicht
geplant, Anteile des HWWI zu übernehmen.“

Erst im Sommer hatte HWWI-Direktor
Henning Vöpel seinen Posten überraschend
aufgegeben. Laut „Hamburger Abendblatt“
wegen unwillkommener Einmischungen der
Handelskammer, was Süß allerdings demen-
tiert. Seit 2016 fungiert die Kammer als Trä-
ger des Instituts, vorher war das HWWI der

Universität Hamburg angegliedert.
Das neue Vertragswerk steht in einem grö-

ßeren Kontext. „Das HWWI will sich auf brei-
tere Beine stellen“, sagte der Professor. Auch
die Bremer Außenstelle könnte in seinen Au-
gen mehr Gewicht gebrauchen. „Der Stand-
ort hat nicht die Dimensionierung erreicht,
die man braucht.“ Potenzial sieht Zimmer-
mann nicht nur in der Forschung, auch der
Senat habe Beratungsbedarf.

Mit der stärkeren Verankerung als For-
schungs- und Beratungsinstitut in Nord-
deutschland geht eine Reform der Führungs-
struktur des HWWI einher. Künftig soll das
Institut von einer Doppelspitze geleitet wer-
den. Dabei könnte dann auch wissenschaft-
liches Personal aus Bremen zum Zuge kom-
men. „Wir haben einige hoch qualifi-
zierte Personen in Bremen“, sagte Zimmer-
mann.

von Frank HetHey

Das HWWI will seine Präsenz an der Universi-
tät Bremen verankern. FOTO: FLORIAN SULZER
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